27.7.2003  121
Denk-Mal: Politik
Seite  2



121  Die Politik und ihre demokratische Handhabung 
Wie funktioniert das, was als politische Willensbildung bezeichnet wird, in einer parlamentarischen Demokratie? Nehmen wir das Beispiel der „Gesundheitsreform“. Wir könnten auch jedes andere Thema nehmen, ausgenommen vielleicht die sogenannte „Kampfhundeverordnung“, die eher einem politischen Kurz- oder Schnappschluß entsprach, denn alle Themen sind miteinander über das zentral verfolgte politische Interesse, das alle demokratischen Parteien verfolgen, direkt miteinander verflochten. Diese Interesse lautet: Umgestaltung der BRD auf die Neue Weltordnung des Neoliberalismus, oder auch freie Bahn für freies Geld und dessen globale Herrschaft. 

Diesem Interesse sind alle politischen Aktivitäten der BRD untergeordnet. Da einer solchen Umgestaltung aber jede Zustimmung der Bürger, des Volkes oder auch der Wähler fehlt, kann das gesamte Vorhaben, welches dahin führen soll, nicht offengelegt werden, sondern muß in Einzelschritte zerlegt und mittels eines langfristigen politischen Konzeptes durchgeplant werden. Darin ist insbesondere berücksichtigt, daß immer mit einem vorherigen Schritt ein solcher Sachzwang oder gar eine solche Notlage erzeugt wird,  daß darauf unbedingt reagiert werden muß, also ein sogenannter politischer Handlungsbedarf entsteht. Damit erscheint dann nicht der Wille zur Veränderung, sondern ein (vom Himmel gefallener) Sachzwang als Auslöser für politische Aktivitäten. 

Betrachten wir nun den konzeptionellen Einzelschritt „Gesundheitsreform“, so wurde er einzig dadurch ausgelöst, daß den Solidargemeinschaften der in verschiedenen Krankenkassen Versicherten die finanzielle Basis über entsprechende vorausgegangene Gesetzesänderungen gezielt zerstört wurde. Nachdem sich die finanziellen Auswirkungen der das Desaster auslösenden Vorlaufschritte „etabliert“ und den nötigen Sachzwang herbeigeführt haben, geht das dann so:

1. Die Betroffenen, also in diesem Fall die Krankenkassen, wenden sich mit ihrer finanziellen Misere an die Öffentlichkeit.

2. Daraufhin beginnen die demokratischen Parteien, das Thema aufzunehmen. Die „political correcness“ verlangt jedoch von ihnen, nicht nach den Ursachen für die bei den Krankenkassen entstandene Situation zu forschen - was eigentlich offenkundig ist, was aber letztlich dazu führen müßte, daß alle Schritte, die die Misere erst herbeigeführt haben, zurückgenommen werden müßten, was aber nicht im allseitigen politischen Interesse ist – sondern nach einer Problemlösung zu suchen, bei der die Ursachen quasi als höhere Gewalt erscheinen, also unbeeinflußbar sind und, außerhalb jeder Diskussion stehend, hingenommen werden. Bei der so kanalisierten Diskussion ist nun jeder Vorschlag, ja selbst jeder Blödsinn, zulässig.

3. Nach den Abgeordneten schalten sich die Experten ein, die die gesamte Thematik noch mal in die Breite walzen.

4. Medien und ihre Kommentatoren tun dann das ihrige. 

5. Nachdem das Diskutieren sich dann auf einige Schwerpunkte reduziert hat und die gesamte Diskussion bis an die Arbeitsplätze und Stammtische vorgedrungen ist, beginnen sich nun die politischen Schwergewichte einzuschalten, um der Sache ein Ende zu machen.

6. Den feierlichsten Anstrich und die höchste Segnung erhält eine Diskussion aber erst dann, wenn der, der das gesamte Konzept steuert und alle Fäden in der Hand hält, der Kanzler, die ganze Angelegenheit zur Chefsache macht. 

7. Damit beginnt die politische Profilierungsphase. Das ist die Phase, wo bei den Wählern Pluspunkte eingesammelt werden. Obwohl das letztlich als Gesetz zu verabschiedende Ergebnis den nun agierenden politischen Führungskräften schon Jahre zuvor, zumindest tendenziell, bekannt war, wird nun mit sich fast schon überschlagenden schauspielerischen Einlagen versucht, eigene Fach- und Entscheidungskompetenz zu simulieren. 

8. Spätestens in diesem Zusammenhang ist nun der Zeitpunkt gekommen, an dem das zuständige Fachministerium die Angelegenheit als Gesetzesvorlage auf den Parlamentstisch bringt. 

9. In einer gestandenen Demokratie wird diese nun von der sogenannten Opposition, meist auf Detailpunkte beschränkt, kritisiert oder auch abgelehnt. Die Gründe sind meist so angelegt, daß die Regierungsvorschläge noch nicht weit genug gehen bzw. „nicht tief genug greifen“.  

10. Damit beginnt die letzte Phase des politischen Schauspiels. Stehen doch jetzt nur noch zwei Alternativen  - Opposition und Regierung - in der Arena, die beide aber das Gleiche zum Ziel haben: Sanierung der Krankenkassen. Beide Vorschläge richten sich an den finanziellen Mitteln aus, womit es zwangsläufig zu einer Leistungsreduzierung kommen muß. Diskutiert wird nur noch über Kleinigkeiten.

11. Damit kommt dann die Gesetzgebungsphase. Nach den Lesungen werden die erforderlichen Reformgesetze, mit oder ohne Zustimmung der Opposition, verabschiedet.

12. Hat sich die Opposition verweigert, so laufen die Gesetze noch eine zusätzliche Runde durch den Bundesrat, wo sich nun auch noch verschiedene Landespolitiker ihren publikumswirksamen Auftritt verschaffen können. Nach nochmaligen Änderungen ist die Reform dann konzeptkonform vom Tisch und der Punkt kann konzeptionell abgehakt werden.

Tatsächlich vom Tisch wird die „Gesundheitsreform“ aber erst dann sein, wenn – nicht die Gesundheit, um die geht es zuallerletzt – das gesamte Sozialversicherungssystem vom Tisch ist, wenn die Solidaritätsgemeinschaft der Krankenversicherten – wie alle anderen Gemeinschaften – aufgehört hat, zu existieren. Sollte dies dann dereinst einmal jemand rückblickend feststellen, nachdem faktisch alles gegessen ist, nun, dann waren eben die damaligen Probleme zu komplex oder die damaligen Politiker einfach zu dumm. 

Oder war es doch nur das gemeine Volk, das wiedereinmal zu dumm war, den „positiven Zweck“ zu erkennen, weil ihm der politische Sachverstand fehlte? Wen kümmert’s dann noch. Sind dann doch sowohl die „Reformen“, als auch die Gesundheit, ja ist selbst das Volk dann nur noch demokratische Geschichte.

Faßt man alle „Gesundheitsreformen“ der letzten 20 Jahre zusammen, so war jede Teil-„Reform“ nur ein Teilschritt zur Abschaffung des Sozialversicherungssystems. Wo ein Riester „seine“ Privat-Rente schuf, wo ein Gerster sich an der Beseitigung der Arbeitslosenversicherung gütlich tut, da strebt die neoliberale Sonne dem BRD-Zenit zu. 

Die grundlegende Weichenstellung, nicht nur für die „Gesundheitsreform“, erfolgte aber bereits vor annähernd 20 Jahren und begann mit der Amtsübernahme des Superkanzlers Kohl, der durch anfangs noch wirr erscheinende Gesetzesänderungen auf annähernd allen Gebieten erst die Voraussetzungen für die Entwicklung eines einzigartigen „Reformstaus“, eines die gesamte Gesellschaftsordnung betreffenden Änderungsbedarfs, schuf, der bis heute wirkt. Ein Verdienst der Medien war es dann, Kohl des „Aussitzens von Reformen“ zu bezichtigen, womit der Blick geschickt auf seine Brut gelenkt wurde, ohne daß jemand danach fragte, wo denn da die Eier hergekommen waren, die nach und nach als politische Sachzwänge ins gesellschaftspolitische Nest plumpsten. 

Der per Mißtrauensvotum ins Kanzleramt gehievte Kohl, ein wahrer Enkel Adenauers, war die Lichtgestalt, war die Henne, des neoliberalen Umbruchs. Und er war noch so viel mehr. Nicht zuletzt war er der demokratischste aller demokratischen deutschen Politiker.

Die demokratische Handhabung der Politik ist der perfektionierte Betrug, wobei es dem Standard entspricht, wenn den Betrogenen „überzeugend“ vorgegaukelt wird, daß sie nur zu ihrem Vorteil betrogen wurden. Den Status der Kunst erreicht die demokratische Handhabung der Politik aber immer erst dann, wenn der Betrug als solcher überhaupt nicht festgestellt wird, sondern wenn die so zustande gekommenen Veränderungen auch noch als Wohltaten für die Allgemeinheit gefeiert und bejubelt werden.
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